Gerhard Groß 
Liebe Genossinnen und Genossen des BV
Zum Antrag: Politische Aufgaben der Bezirksorganisation

Das alles ist kein offizieller Änderungsantrag, sondern ein Vorschlag zur Überarbeitung.

Seite 1 ab 16. Zeile

Die ganze Passage über die Glaubwürdigkeit ist anfechtbar, weil es keine Zielstellung sein kann, glaubwürdig zu sein. Es ist immer eine Frage des Maßstabs und der Rechenschaft über Geleistetes. Das gilt für die Fraktion, wie auch für die Bezirksorganisation und auch für das Mitglied.

Was ist Versprechen? Kann eine Partei, wie die unsere überhaupt etwas versprechen, wo wir 

doch davon ausgehen, dass wir Ziele nur mit Tatkraft aller Bürger erreichen können?

Druck aufbauen?

Gegen wen? Gegen die Regierung? Gegen die Parteien in der Regierung? Gegen einen Staatsapparat? Ist es nicht so, dass eine Regierung, auch ein Parlament immer weniger innovativ und ohne Rücksicht auf bereits beschlossene Gesetze, entscheiden kann? Rechtsstaat! Gerade die „Gesetzesdichte“ nimmt immer mehr zu. Will sagen, dass immer mehr das Handeln einer Regierung oder eines Parlaments von den Entscheidungen aus vergangenen Wahlperioden bestimmt oder diktiert wird. Alles ist geregelt aus vergangenen demokratischen Entscheidungen. Das macht den Staat in seiner Unterdrückungsfunktion so unangreifbar aber auch so unflexibel. Es muss im Grunde der Druck auf Gesetzesänderungen (Reformen) sein. Es gibt auch etwas zu verteidigen, wo der Druck auf Erhaltung und Bewahrung der Rechte und Freiheiten des bürgerlichen Staates und der menschenrechte zielt. Da reicht es nicht an der Seite derer zu stehen, die für eine „soziale Gesellschaft“ (was ist das? Soziale Gerechtigkeit ist gemeint?) eintreten oder von Ungerechtigkeit betroffen sind. (Nur die Betroffenen)  
„Linke Politik verlangt, sich für die Menschen in der Gesellschaft einzusetzen, die am stärksten benachteiligt werden und diese zu aktivem Handeln zu mobilisieren.“

 Wir setzen unsere Interessen durch und tun es nicht für andere. Wenn wir unsere Interessen nicht nur ökonomisch definieren, dann ist die Basis unseres Handeln das Gemeinsame, die gemeinsamen Interessen: soziale Gerechtigkeit, Freiheit, Menschenwürde etc., Solidarität fußt darauf . Nicht nur die sozial Benachteiligten mobilisieren wir, sondern wir handeln gemeinsam, solidarisch. (Wollen wir)

Ich schlage vor, die Passage bis Seite 1 Zeile 32 zu streichen und durch folgenden Formulierungsvorschlag zu ersetzen: 
Die neue Partei hat sich dem demokratischen Sozialismus verpflichtet. Die politischen Anforderungen an linke Politik bestehen, daraus abgeleitet, in Folgendem:
· im gesamten politischen Handeln muss die Partei sichtbar und für jedermann nachvollziehbar beweisen, dass sie vor allem soziale Gerechtigkeit erreichen und  Frieden will;

· die  neue Partei ist eine Bürgerrechtspartei, die die Rechte der Bürger verteidigt und sich für eine stärkere Teilhabe aller Bürger einsetzt und so für eine weitere Demokratisierung der Demokratie kämpft.

· Veränderung der Gesellschaft auf demokratischem Wege und Selbstveränderung  in der Partei gehören zusammen.

Unser Bezirksverband, d.h. die Mitglieder unseres Bezirksverbandes oder besser wir alle, haben zu lernen, sich auf diese Herausforderungen einzustellen. Das ist die wichtigste Aufgabe  für die nächste Zeit. 
Vielleicht ist es nicht gut genug formuliert, gemeint ist, dass wir den Sozialismus als einen Prozess begreifen und dabei kein fertiges Modell der zukünftigen Gesellschaftsordnung vor Augen haben. Wenn wir also im Hier und Heute uns auf den Weg machen, müssen wir immer darüber nachdenken bei jeder politischen Entscheidung, ob sie uns auf diesen Weg auch hilfreich ist oder ob sie uns vom Weg abbringt. Dialektisch: Jedes Stück mehr an sozialer Gerechtigkeit muss den Herrschenden abgerungen werden und dieses Stück verändert den Charakter der Gesellschaft- billiger ist es nicht zu haben. Genau diesen Prozess haben wir zu gestalten, zu analysieren und immer wieder öffentlich zu machen, um Mehrheiten zu gewinnen. Das ist zu lernen, unter den Bedingungen der Bezirkspolitik (kleine Brötchen). 
Weiter:
Seite 3 Zeilen 11 ff.

Besser wären hier konkrete Projekte zu nennen, an dem alle Mitglieder mitmachen können, wo politischer Druck, auch der Straße, praktisch organisiert werden könnte.
Beispiel: Mietenspekulation. Mit welchem konkreten Projekt drängen wir auf Veränderung. Dagegen kann man sein. Der Berliner Mietenspiegel- ist er wirklich ein Instrument des Interessenausgleichs. Entsteht sein verbindlicher Charakter auf demokratischem Weg, wohl kaum, wenn die Mietervereine die Mitarbeit im Entscheidungsgremium aufkündigen. Also was wollen wir?

Zu III.

Ich halte den Ausgangspunkt, die BO funktionsfähig zu machen nicht für so gut, sondern besser: wie schaffen wir für die Akteure mit gleichen Interessen, die passenden Strukturen.

Übrigens begreife ich die Alten auch als Akteure in zweierlei Richtung: Einmal wollen sie gut informiert sein, über die Medien werden sie es nicht mehr „parteigerecht“ informiert. Und zum anderen wollen viele noch sich mitteilen und teilhaben. Dem müssen wir Rechnung tragen und auch sie lassen sich in ihrer Aktivität anregen.

Zur Programmdebatte:

Was soll gelernt werden während der Debatte. Es geht nicht darum, ob alle dafür sind und ob man das so oder so formuliert, sondern was soll gelernt werden.

Es kann natürlich später vom BV bestimmt werden, aber der Grundsatz muss formuliert werden. Was ist Gesellschaft? Was ist sozial? Was kann die Partei in dieser Gesellschaft bewirken? Wie stellt sich heute Staat dar? Usw.

Nur soviel an Gedanken, Vielleicht könnt Ihr damit etwas anfangen. Greift auch auf mein Mail zurück, das ich Steffen zur Bildungsarbeit geschickt habe.

Liebe Grüße

 Gerhard 

